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Pannensind US−Sache

Die britische
Öffentlichkeitfühlt sich
von den Berichten über
irakische Massenver-

nichtungswaffen
getäuscht. Nunkämpft
die Regierung umihre

Glaubwürdigkeit.

Die britischen Reaktionen
auf den Tod vonsechs Solda-
teni mIrak vor zwei Wochen
drücktezunächst Fassungslo-
sigkeit aus. Zumindest für die
großen Zeitungen war es "ei-
ne Tragödie" (Daily Mirror),
als "ein Mob" (Daily Mail)
die "Helden" (Sun) "wie ge-
hetzte Tiere" (Metro) in "ei-
nem blutigen Hinterhalt" (In-
dependent) "bestialisch er-
mordete" (Ti mes) − und zwar
nur wegen "Missverständnis-
sen" (Guardian).
Dass britische und US−ame-

rikanische Soldaten getötet
werden, wie es Angehörigen
einer Besatzungsarmee eben
gelegentlich geschieht, war
nicht vorgesehen. Inder briti-
schen Selbstwahrnehmung
gibt es einescharfe Trennung
zwischen den amerikani-
schen Cowboys, denen mit
hochgezogenen Augenbrauen
Durchschlagskraft und Drauf-
gängertum, aber eben nicht
die britische strategische In-
telligenz zugebilligt werden.

Staatliche Täuschung?
"Sie haben das Geld, wir

haben das Hirn", so fassen
viele das alliierte Verhältnis
zusammen. Und so diente
während des Irakkriegs, der
gegen den heftigen Wider-
stand sowohl der Bevölke-
rung als auch großer Teile
des Establishments durchge-
setzt wurde, das antiamerika-
nische Ressenti ment zur Ab-
wehr der politischen Verant-
wortung. Für alle Pannen
während der Invasion i m
Mittleren Osten, obzivile Op-
fer oder durchsichtige Propa-
ganda, war die US−Army ver-
antwortlich. Dass die Irakis
solche feinen Unterscheidun-
gen offenbar nicht treffen,

schockiert die Briten. Teile
der linksliberalen Öffentlich-
keit dagegenkönnensicheine
gewisse Schadenfreude nicht
verkneifen: Sie hattenesjaso
vorhergesagt.
Vor diesemHintergrundge-

winnt der Konflikt umdie an-
geblichenirakischen Massen-
vernichtungswaffen i m parla-
mentarischen Untersu-
chungsausschuss für Außen-
politiki mmer mehr an Schär-
fe. Hat die Regierung die Öf-
fentlichkeit getäuscht, gar be-
wusst betrogen, als sie in ei-
nem Dossier i mvergangenen
Februar behauptete, Saddam
Hussein stünden Massenver-
nichtungswaffen zur Verfü-
gung, die "innerhalb von 45
Minuten" einsatzbereit wä-
ren? Bekanntlichwurdeindie-
semDossier eine zwölf Jahre
alte Doktorarbeit verwendet,
dienicht gekennzeichnet wur-
de. Einzelne Aussagen und
Formulierungen wurden ver-
schärft, umdenIrak bedrohli-
cher erscheinenzulassen. So
wurden "oppositionelle Grup-
pen" in "terroristische Grup-
pen" umgewandelt. Die Kern-
frageder Untersuchungist es,
ob Regierungspolitiker die Öf-
fentlichkeit bewusst in die Ir-
regeführt haben.
Insbesondere der ehemali-

ge britische Außenminister
Robin Cookhatin der vergan-
genen Woche seine Kritik an
Blairs Irakpolitik weiter zuge-
spitzt. Teile der beiden Ge-
heimdienstdossiers seien
"schlichtweg ungenau", sagte
er in einem Radiointerview.
"Für mich geht es darum,
dass uns als Begründung für
den Krieg Dinge genannt wur-
den, die sich danach als
falsch herausgestellt haben."
Dazu gehörten vor allem die

Angaben über irakische Mas-
senvernichtungswaffen, für
die bislang noch keine Hin-
weisegefunden wordenseien.
Cook hatte aus Protest gegen
den Irakkrieg i m März sein
Amt als Mehrheitsführer i m
Unterhaus niedergelegt.
Tony Blair konnte den un-

angenehmen Auftritt vor dem
Untersuchungsausschuss

vermeiden. Außenminister
Jack Straw dagegen musste
vergangene Woche zugeben,
dass es sich bei demumstrit-
tenen Dossier um"eine Pein-
lichkeit" handelt, mit der er
aber persönlich nichts zutun
habe. Danach wurde die Aus-
sage von Alistair Campbell,
Pressechef und enger Ver-
trauter Tony Blairs, gespannt
erwartet. Er besti mmt die Öf-
fentlichkeitsarbeit und da-
mit die oft populistische Po-
litik NewLabours wiekeinan-
derer. Pikant macht diese
Auseinandersetzung, dass er
als ehemaliger Kolumnist ei-
ner Boulevardzeitung selbst
durchaus vom Fach ist. Da-
mals berichtete er beispiels-
weise exklusiv, dass der ehe-
malige Premier John Major
die Angewohnheit habe, sich
das Hemdindie Unterhosezu
stecken.

Schmieriges Dossier
Seit Campbell aber die Sei-

ten gewechselt hat, ni mmt er
es mit denPflichtenderfreien
Presse genau. Vor dem Aus-
schuss führte Großbritanni-
ens oberster spin doctor ein
Lehrstück professioneller po-
litischer Kommunikation auf,
als Regisseur und Hauptdar-
steller in einem. Bekanntlich
ist Angriff i mmer die beste
Verteidigung, ob es sich nun
umSchurkenstaaten oder die
öffentliche Meinung handelt.
Campbell gab widerwillig zu,
dass vielleicht nicht alles in
dem Dossier ganz korrekt
war, nur um sofort zum Ge-
genangriff überzugehen. Er
beschuldigte die British
Broadcasting Corporation
(BBC), zu negativ über den
politischen und den militäri-
schen Konflikt berichtet zu
haben. "Gewisse Kreise" in-
nerhalb des Senders arbeite-
ten systematisch gegen die
Regierung.
Zum gekonnten medialen

Gegenangriff gehört die Per-
sonalisierung, und es fand
sich auch gleich ein geeigne-
tes Opfer. EinReporter der öf-
fentlich−rechtlichen Sendean-
stalt hatte i m Mai berichtet,
dass besti mmte Details gegen
den Willen der britischen Ge-
hei mdienste eingefügt wur-
den. Ihnbezichtigte Campbell
der Lüge und verlangte ulti-
mativ eine Entschuldigung
von der Sendeleitung. "Wir
werden uns nicht für etwas
entschuldigen, was wir niege-
sagt haben", erklärte darauf
BBC−News−Chef Richard Sam-
brook am vergangenen Don-
nerstag. Für die Informatio-
nenindemBericht habeesei-
ne "ranghohe und glaubwür-
dige Quellei mGeheimdienst"
gegeben.

Das so genannte "schmieri-
ge Dossier" war das gemein-
sameProdukt desJointIntelli-
gence Committee, also der
Leiter der Gehei mdienste MI 5
und MI 6, und der Presseab-
teilung der Regierung. Umdie
Details seines Zustandekom-
mens dreht sich nun die De-
batte. Aber hat die Regierung
es wirklich nötig, Gehei m-
dienstler unter Druck zu set-
zen, um einen erwünschten
Krieg zu rechtfertigen? Übli-
cherweise ist eine solche Zu-
sammenarbeit harmonischer.
Oder reichte die Spaltung der
Eliten umKrieg oder Frieden
vielleicht wirklich bis in die
Gehei mdienste? Solche nahe
liegenden Fragen werden in
Großbritannien öffentlich
nicht gestellt.
Der Pressesprecher des

Bündnisses der Friedensbe-
wegung Stop the War Coali-
tion, AndrewBergen, hält die
ganze Affäre ohnehin für
kaum mehr als ein Ablen-
kungsmanöver. "Ob die Lüge
aus der Regierung kam oder
vom Gehei mdienst, entschei-
dend ist, dass sie nicht die
Wahrheit sagten", so Bergen.
Für die britischen Kriegsgeg-
ner ändert die Auseinander-
setzung umDetails nichts da-

ran, dass "dieser Krieg eben-
sofalsch wieillegal war". Eine
Opposition gegen die Besat-
zung des Irak gibt es aller-
dings außerhalb linksradika-
ler Zirkel und der musli mi-
schen Bevölkerung kaum
noch, seit i mIrak Fakten ge-
schaffen wurden.
Für die Regierung aller-

dings steht ihre Glaubwürdig-
keit grundsätzlich auf dem
Spiel. Ein Kommentator der
konservativen Tageszeitung
Times fasste New Labours
Problem treffend zusammen,
als er schrieb: "Wenn die Leu-
te dem Premierminister zu-
trauen, wegen des Irakkriegs
zu lügen, werden ihm dann
die Wähler glauben, dass sich
das Gesundheitssystem ver-
bessert?" Denn der desolate
Zustand der öffentlichen
Dienste und nicht die Außen-
politik wird die nächsten
Wahlenentscheiden. Undzum
ersten Mal seit Jahren hat die
Labour Party in den Mei-
nungsumfragen ihren Vor-
sprung gegenüber den Kon-
servativeneingebüßt.
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Straffreiheitfür US−Kriegsverbrecher weltweit
(ergué) − Ei ne erste Konsequenz der bel gischen Neuwahlen i m Mai
lässt die tri umphierenden Sozialisten und Liberalen erbärmlich
aussehen: Aus Angst, die Nato würde i hren Sitz von Brüssel
irgendwo nach Osteuropa verlegen, haben die Koaliti onspartner
beschlossen, das 10 Jahre alte belgische Kriegsverbrechergesetz
ei n weiteres Mal abzuschwächen. Den Koaliti onsbeschl uss hatte
am vorvergangenen Wochenende der sonst eher streitbare Außen-
minister Louis Michel höchstpersönlich dem Nato−Generalsekretär
überbracht. Demnach dürften "Pannen", wie die kürzlich ei ngegan-
genen Klageerhebungen gegen den Befehlshaber der amerikani-
schen Truppen i mIrak, Tommy Franks, aber auch gegen Tony Blair
und George Bush als verantwortliche Politiker, i n Zukunft
unmöglich gemacht werden: Das neue Gesetz sieht vor, Klagen nur
noch zuzulassen, wenn ei n "bel gischer Bezug" gegeben ist, sei es,
dass die TäterI nnen oder die Opfer Bel gierI nnen si nd oder i hren
ständigen Wohnsitz dort haben. Damit dürfte das beispiel hafte
"Universal"−Gesetz, das jedem Weltbürger und jeder Weltbürgeri n
es erlaubte, vor belgischen Gerichten Klage gegen mutmaßliche
Kriegsverbrecher zu erheben, ungeachtet des Ortes, wo die
Verbrechen ursprünglich stattgefunden haben, endgülti g sei nes
Si nnes entledi gt sei n.
Doch die USA, die das i nternati onale Kriegsverbrecher−Tri bunal
(I CC) nicht anerkennen, wollen noch mehr Sicherheit, um Klagen
gegen US−Bürger i n Sachen Kriegsverbrechen und Verbrechen
gegen die Menschlichkeit grundsätzlich unmöglich zu machen.
Entsprechend dem i m Jahre 2002 zustande gekommenen
"American Service Members' Protecti on Act" wurdejetzt 35 Staaten
mit dem Entzug der amerikanischen Militärhilfe gedroht, da sie
nicht bis Dienstag dieser Woche bereit waren i n bilateralen
Abkommen mit den USA I mmunität für US−Bürger und Militärs
ei nzugestehen und von Klagen vor demI nternati onalen Gerichtshof
abzusehen. Das amerikanische Gesetz gewährt dem amerikani-
schen Präsidenten sogar die Option, mit Gewalt Amerikaner, oder
Angehöri ge von alliierten Staaten, zu befreien, die vomI CC in Haft
genommen wurden.
50 Länder hatten fristgerecht i n solche Verträge ei ngewilli gt. Aller-
di ngs gilt diese Verpflichtung nicht für aktuelle Nato−Mitglieder und
sonsti ge wichti ge Verbündete der USA wie Israel, Ägypten,
Bosnien−Herzegowi na, Australien, Neuseeland, Südkorea, Japan,
Argenti nien, Jordanien, Bahrai n, Afghanistan und die Phili ppi nen.
Pikanterweise gehören die Nato−Anwärterstaaten Bulgarien,
Estland, Lettland, Litauen, die Slowakei und Slowenien zu den jetzt
abgestraften "Verwei gerern". Nicht aber Rumänien, das als ei nes
der ersten Länder Straffrei heit für US−Bürger zugesagt hatte. Für
die Erstgenannten war ei ne Entscheidung zugunsten des I nternati o-
nalen Gerichtshofes Voraussetzungfür den bevorstehenden EU−Bei-
tritt. Sie si nd jetzt i n der Zwickmühle, da ei ne Erfüll ung der
anspruchsvollen Nato−Norm bezüglich der Truppenstärke und
−ausrüstung ohne das US−Gel d nur auf Kosten der nati onalen
Haushalte möglich sei n wird.
Sel bst die UNOist gegenüber den USAeingeknickt und hat am 12.
Juni ei n weiteres Jahr Straffrei heit für die USA zugestanden. Der
Sicherheitsrat hatte − bei Enthaltung Syriens, Frankreichs und
Deutschlands − ei nem entsprechenden Verlangen der USA
zugesti mmt, "um friedenssichernde Maßnahmen nicht zu gefähr-
den", so die offiziell e UN−Sprachregel ung.

Hirn undFinanzkraft? Der britische Premierminister TonyBlair undUS−Präsident George W. Bush
währenddes Nato−Russland−Gipfels bei RomimMai 2002. (Foto: epa)


